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BUNDESARBEITSGERICHT

4 AZR 42/04
11 Sa 265/03
Landesarbeitsgericht
Hamm

Im Namen des Volkes!
Verkündet am 
6. Juli 2005

URTEIL
Freitag, Urkundsbeamtin 
der Geschäftsstelle

In Sachen

Kläger, Berufungskläger und Revisionskläger,

pp.

beklagtes, berufungsbeklagtes und revisionsbeklagtes Land,

hat der Vierte Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund der mündlichen Verhand­

lung vom 6. Juli 2005 durch den Richter am Bundesarbeitsgericht Bott als Vorsitzen­

den, die Richter am Bundesarbeitsgericht Dr. Wolter und Creutzfeldt sowie die ehren­

amtlichen Richter von Dassel und Rzadkowski für Recht erkannt:

1. Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des Landesar­
beitsgerichts Hamm vom 25. September 2003 - 11 Sa 
265/03 - aufgehoben.
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2. Auf die Berufung des Klägers wird das Urteil des Arbeitsge­
richts Münster vom 20. Dezember 2002 - 4 Ca 1448/02 - ab­
geändert:

Es wird festgestellt, dass das beklagte Land verpflichtet ist, 
den Kläger ab 1. Januar 2002 nach VergGr. Ila BAT/BL zu 
vergüten und die Differenzbeträge zwischen der Vergütung 
nach VergGr. Ila BAT/BL und der tatsächlich gezahlten Ver­
gütung in Höhe von fünf Prozentpunkten über dem Basis­
zinssatz für die Zeit bis Juni 2002 ab 24. Juni 2002, für die 
danach fälligen Differenzbeträge ab jeweiliger Fälligkeit zu 
verzinsen.

3. Das beklagte Land hat die Kosten des Rechtsstreits zu tra­
gen.

Von Rechts wegen!

Tatbestand

Die Parteien streiten über die zutreffende Vergütung des Klägers. 1

Der Kläger verfügt über die Lehrbefugnisse für die Sekundarstufe I und II (sog. 2 

Kombinierer). Zunächst war er vom 24. Oktober 1994 bis zum 15. Mai 1997 beim be­

klagten Land befristet angestellt. Der Anstellungsvertrag wurde am 7. April 1997 bis 

zum Schuljahresende am 2. Juli 1997 verlängert. Seit Anfang des folgenden Schuljah­

res am 18. August 1997 ist der Kläger gern, dem Arbeitsvertrag vom 28. August 1997 

unbefristet angestellt. Er ist seit Beginn seiner Beschäftigung als Lehrer an einer Ge­

samtschule - zunächst G, dann H - tätig. Seine Tätigkeit entspricht nicht überwiegend 

seiner Lehrbefähigung für die Sekundarstufe II. Er erhält Vergütung nach VergGr. Ill 

BAT. Diesbezüglich ist in dem vorgenannten Arbeitsvertrag auf den Runderlass des 

Kultusministeriums NW vom 16. November 1981 über die Eingruppierung der im An­

gestelltenverhältnis beschäftigten Lehrer an allgemeinbildenden und beruflichen 

Schulen, die die fachlichen und pädagogischen Voraussetzungen zur Übernahme in 

das Beamtenverhältnis erfüllen, in seiner jeweils geltenden Fassung Bezug genommen 

(„Erfüllererlass“ -GABI. NW 1982 S. 5, zuletzt geändert durch Runderlass vom 

17. September 1997 - GABI. NW 1 Nr. 10/97 S. 234). Dessen Fallgr. 10.2 lautet, soweit 

hier von Interesse:
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10.2 Sollen Lehrkräfte in Funktionen verwendet werden, für die in 
den Fallgruppen 1. bis 8. kein Eingruppierungsmerkmal vorge­
sehen ist, erfolgt die Eingruppierung in die Vergütungsgruppe, 
die nach Nr. 6 der Vorbemerkung zu allen Vergütungsgruppen 
(Anlage 1 a zum BAT) der Besoldungsgruppe vergleichbarer 
Funktionsstelleninhaberinnen, Funktionsstelleninhaber ent­
spricht. ...“

Im Rahmen des Haushaltsgesetzes 2002 verabschiedete der Landesgesetz- 3 

geber das „Gesetz zur Überleitung von Lehrkräften mit den Befähigungen für die Lehr­

ämter für die Sekundarstufen I und II an Gymnasien und Gesamtschulen in die Besol­

dungsgruppe A 13 (höherer Dienst)“ - nachfolgend kurz: Überleitungsgesetz - (GVBI.

NRW Nr. 44 vom 31. Dezember 2001 S. 882). Dieses enthielt ua. folgende Regelung:

„2. Überleitungsregelungen

(1) Mit Wirkung vom 1. Januar 2002 sind

1. alle Lehrkräfte (Bes.Gr. A 12 oder A 13 - gehobener 
Dienst -) an Gymnasien mit den Befähigungen für das 
Lehramt für die Sekundarstufe I und für das Lehramt für 
die Sekundarstufe II

und

2. die Lehrkräfte (Bes.Gr. A 12 oder A 13 - gehobener 
Dienst -) an Gesamtschulen, die spätestens im Schuljahr 
1996/1997 eingestellt worden sind, mit den Befähigungen 
für das Lehramt für die Sekundarstufe I und für das Lehr­
amt für die Sekundarstufe II

in die Besoldungsgruppe A 13 (höherer Dienst) - Studienrä- 
tin/Studienrat - übergeleitet und in eine entsprechende Planstelle ein­
gewiesen.“

Hintergrund der Stichtagsregelung war der Wille des Haushaltsgesetzgebers, 4 

nur 44 % der Lehrkräfte an Gesamtschulen in die Besoldungsgruppe A 13 (höherer 

Dienst) einzuweisen. Dabei entspricht der Anteil von 44 % nach der Berechnung des 

beklagten Landes der Quote derjenigen Schüler an Gesamtschulen, die mit den Schü­

lern an Gymnasien vergleichbar sind.

Zur Vermeidung von Diskrepanzen zwischen beamteten und angestellten Leh- 5 

rern wies das Ministerium für Schule, Wissenschaft und Forschung des beklagten Lan­

des die Bezirksregierungen an sicherzustellen, dass vergleichbare Lehrkräfte, die sich 

im Angestelltenverhältnis befinden, unter denselben Voraussetzungen durch Änderung 

des Arbeitsvertrages unter Beachtung der Bestimmungen des Landespersonalvertre-
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tungsgesetzes ebenfalls in die „vergleichbare Vergütungsgruppe II a BAT“ mit Wirkung 

vom 1. Januar 2002 übergeleitet werden. Der diesbezügliche Erlass des Ministeriums 

für Schule, Wissenschaft und Forschung NRW betreffend die Überleitung von Lehr­

kräften für die Sekundarstufe I (BesGr. A 12 oder A 13 - gehobener Dienst -) mit den 

Befähigungen für die Lehrämter für die Sekundarstufen I und II an Gymnasien und Ge­

samtschulen in die BesGr. A 13 - höherer Dienst -; Übertragung auf Lehrkräfte im An­

gestelltenverhältnis vom 20. Dezember 2001 (Az.: 123-23/06-379/01) - kurz: Überlei­

tungserlass - hat folgenden Wortlaut:

„Der Stufenplan ‘Verlässliche Schule 2001 - 2005“ sieht vor, im Gym­
nasium alle zu besetzenden Stellen und in der Gesamtschule 44 % 
der zu besetzenden Stellen im höheren Dienst (Besoldungsgruppe A 
13) auszuweisen, um mit dem Haushalt 2002 alle Lehrerinnen und 
Lehrer im Gymnasium mit den Befähigungen für die Sekundarstufen I 
und II (Besoldungsgruppe A 12 ggfs. A 13 - gehobener Dienst) in die 
Laufbahn des höheren Diensts überzuleiten. In der Gesamtschule 
erfolgt dieses bis zur Grenze von 44 % der Stellen, d. h. für alle Lehr­
kräfte mit den genannten Lehramtsbefähigungen, die spätestens im 
Schuljahr 1996/1997 eingestellt worden sind.

Die Umsetzung wird mit dem ‘Gesetz zur Überleitung von Lehrkräften 
mit den Befähigungen für die Lehrämter für die Sekundarstufen I und 
II an Gymnasien und Gesamtschulen in die Besoldungsgruppe A 13 
(höherer Dienst)1 ermöglicht, das mit dem Haushaltsgesetz 2002 (Ar­
tikelgesetz) vom Landtag NRW am 19.12.2001 verabschiedet worden 
ist.

Ich bitte sicherzustellen, dass vergleichbare Lehrkräfte, die sich im 
Angestelltenverhältnis befinden, unter denselben Voraussetzungen 
durch Änderung des Arbeitsvertrages unter Beachtung der Bestim­
mungen des Landespersonalvertretungsgesetzes ebenfalls in die 
vergleichbare Vergütungsgruppe II a BAT übergeleitet werden.

Die Höhergruppierung erfolgt mit Wirkung vom 01. Januar 2002. § 70 
BAT findet keine Anwendung.“

Mit Schreiben vom 3. Dezember 2001 beantragte der Kläger seine Eingrup- 6 

pierung in VergGr. Ila. Die Bezirksregierung M lehnte mit Schreiben vom 17. April 2002 

die Höhergruppierung mit der Begründung ab, eine Überführung in die Vergütungs­

gruppe des höheren Dienstes setze eine ununterbrochene Beschäftigung ab dem 

Schuljahr 1996/1997 voraus, die beim Kläger wegen der Unterbrechung vom 3. Juli bis 

17. August 1997 nicht gegeben sei. Dass es sich bei der Unterbrechungszeit um die 

Sommerferien gehandelt habe, sei unerheblich.

Mit seiner dem beklagten Land am 24. Juni 2002 zugestellten Klage verfolgt 7 

der Kläger weiter, ab 1. Januar 2002 nach VergGr. Ila vergütet zu werden. Er hat die
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Auffassung vertreten, sein Anspruch auf Höhergruppierung folge aus dem arbeitsrecht­

lichen Gleichbehandlungsgrundsatz. Er werde unberechtigt gegenüber vergleichbaren 

Lehrkräften, die spätestens im Schuljahr 1996/1997 eingestellt worden seien, schlech­

ter behandelt. Auch sei er spätestens seit dem Schuljahr 1996/1997 ununterbrochen im 

Schuldienst tätig gewesen. Die Befristung von Lehrerarbeitsverhältnissen bis zum Be­

ginn der Ferien und die Wiedereinstellung nach Ende der Ferien habe allein das Ziel, 

Vergütungskosten zu sparen. Eine Rechtfertigung, sein Arbeitsverhältnis anders zu 

behandeln als die Arbeitsverhältnisse solcher Lehrkräfte, die im Schuljahr 1996/1997 in 

einem unbefristeten Arbeitsverhältnis gestanden hätten, bestehe jedoch nicht. Diese 

Differenzierung verstoße gegen das Benachteiligungsverbot des § 4 Abs. 2 TzBfG. 

Darüber hinaus folge der Anspruch auch daraus, dass eine Ungleichbehandlung ge­

genüber solchen Lehrkräften bestehe, die an Gymnasien beschäftigt seien. Bei den 

dortigen Lehrkräften werde nicht nach der Beschäftigungsdauer der Lehrkräfte diffe­

renziert. Für diese Ungleichbehandlung zwischen Lehrern an Gymnasien und an Ge­

samtschulen gebe es keinen sachlichen Grund.

Der Kläger hat zuletzt beantragt 8

festzustellen, dass das beklagte Land verpflichtet ist, den Klä­
ger ab dem 1. Januar 2002 entsprechend VergGr. Ila BAT 
(Bund, Länder) zu vergüten und die Differenzbeträge zwischen 
der Vergütung gemäß VergGr. Ila BAT und der tatsächlich ge­
zahlten Vergütung mit fünf Prozentpunkten über dem Basis­
zinssatz seit dem 24. Juni 2002 zu vergüten,

hilfsweise,

das beklagte Land zu verurteilen, dem Kläger den Abschluss 
eines Änderungsvertrages zum Arbeitsvertrag vom 28. August 
1997 anzubieten, nach dem dem Kläger abweichend von §3 
des Arbeitsvertrages vom 28. August 1997 rückwirkend zum 
1. Januar 2002 eine Vergütung entsprechend der VergGr. Ila 
BAT (Bund, Länder) gezahlt wird.

Das beklagte Land hat beantragt, die Klage abzuweisen. Es hat die Auffas- 9 

sung vertreten, der geltend gemachte Anspruch bestehe nicht. Übertrage man die ge­

setzliche Überleitungsregelung für Beamte sinngemäß auf angestellte Lehrkräfte, so 

folge hieraus, dass nur solche angestellte Lehrkräfte vergleichbare Lehrkräfte seien, 

die spätestens zum 31. Juli 1997 unbefristet eingestellt worden seien. Diese Voraus­

setzung erfülle der Kläger nicht. Der Anspruch könne auch nicht aus einer Ungleichbe­

handlung mit Lehrern an Gymnasien hergeleitet werden. Die Differenzierung folge aus 

dem Gesetz. Dieses sei wirksam. Es - das beklagte Land - sei an die gesetzliche Re-
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gelung gebunden. Der Grund für die unterschiedliche Behandlung von Lehrkräften an 

Gymnasien gegenüber den Lehrkräften an Gesamtschulen bestehe darin, dass die 

Gesamtschule von ihrer Anlage her nicht auf den Eintritt aller Schüler in die Oberstufe 

mit dem Abitur als Abschluss ausgerichtet sei. An einem Gymnasium bestehe prozen­

tual ein wesentlich höherer Bedarf an Lehrkräften mit Verwendung in der Sekundar­

stufe II. Demgegenüber seien an Gesamtschulen die Lehrkräfte teilweise ganz über­

wiegend im Bereich der Sekundarstufe I eingesetzt.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Das Landesarbeitsgericht hat 10 

die Berufung des Klägers zurückgewiesen. Mit seiner Revision verfolgt der Kläger sei­

ne Klage - geringfügig modifiziert hinsichtlich des Zinsanspruchs - weiter. Das beklagte 

Land beantragt, die Revision zurückzuweisen.

Entscheidungsgründe

Die Revision des Klägers ist begründet. 11

I. Das beklagte Land ist verpflichtet, den Kläger ab 1. Januar 2002 nach 12

VergGr. Ila BAT zu vergüten und die nachzuzahlenden Differenzen nach Maßgabe der 

Klage zu verzinsen.

1. Dieser Vergütungsanspruch ergibt sich aus Fallgr. 10.2 des kraft vertraglicher 13

Vereinbarung der Parteien für die Eingruppierung des Klägers maßgebenden Erfülle- 

rerlasses iVm. Ziff. 2 Abs. 1 Nr. 2 des Überleitungsgesetzes.

a) Da die Fallgr. 1. bis 8. des Erfüllererlasses kein spezielles Eingruppierungs- 14

merkmal für Kombinierer an Gesamtschulen vorsehen, die „spätestens im Schuljahr 

1996/1997 eingestellt worden sind“, bestimmt sich die Eingruppierung dieser Lehrkräfte 

nach Fallgr. 10.2 des Erfüllererlasses. Ihre Eingruppierung erfolgt daher „in die Vergü­

tungsgruppe, die nach Nr. 6 der Vorbemerkung zu allen Vergütungsgruppen (Anla­

ge 1 a zum BAT) der Besoldungsgruppe“ vergleichbarer Lehrkräfte entspricht.

aa) Da die BesGr. A 13 der VergGr. Ila entspricht, sind angestellte Kombinierer an 15

Gesamtschulen in dieser Vergütungsgruppe eingruppiert, wenn sie entsprechend 

Ziff. 2 Abs. 1 Nr. 2 des Überleitungsgesetzes spätestens im Schuljahr 1996/1997 ein­

gestellt worden sind.
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bb) Die Regelungen des Überleitungsgesetzes mit ihren Differenzierungen zwi- 16 

sehen Gymnasiallehrern einerseits und Gesamtschullehrern andererseits sowie inner­

halb der Gruppe der Gesamtschullehrer nach ihrem Eintrittsdatum verstoßen nicht ge­

gen den allgemeinen Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 GG. Der Gesetzgeber hat einen 

weiten Ermessensspielraum. Die unterschiedliche Vergütung von Lehrern nach der 

Schulform und der Dauer ihrer Tätigkeit lässt sich auf einleuchtende Gründe von hin­

reichendem Gewicht zurückführen. Dies hat der Senat in seiner Entscheidung vom 

selben Tage (-4  AZR 27/04 - zur Veröffentlichung in der Amtlichen Sammlung vorge­

sehen) näher begründet. Darauf nimmt er Bezug.

b) Der Kläger erfüllt die in Fallgr. 10.2 des Erfüllererlasses in Bezug genomme- 17

nen Voraussetzungen des Überleitungsgesetzes für seine Eingruppierung in 

VergGr. Ila ab 1. Januar 2002. Er ist Kombinierer im Angestelltenverhältnis an einer 

Gesamtschule und iSd. Ziff. 2 Abs. 1 Nr. 2 des Überleitungsgesetzes spätestens im 

Schuljahr 1996/1997 eingestellt worden.

aa) Der Sache nach handelt es sich bei der auf das Schuljahr 1996/1997 bezöge- 18

nen Voraussetzung des Einstellungszeitpunkts um eine Stichtagsregelung. Diese er­

fordert jedoch nicht nur die Einstellung der Lehrkraft zum Stichtag, sondern nach Sinn 

und Zweck weiter, dass diese während der gesamten Zeit nach dem Stichtag als sol­

che beschäftigt gewesen ist. Das beklagte Land wollte an Gesamtschulen 44 % der 

Lehrer in den höheren Dienst überleiten. Dieser Prozentsatz entsprach nach seinen 

Berechnungen dem Anteil der mit Gymnasialschülern vergleichbaren Gesamtschul­

schüler. Die Gruppe der überzuleitenden Lehrkräfte hat das beklagte Land mittels der 

„Stichtagsregelung“ bestimmt. Den gesetzgeberischen Hintergrund dafür hat es dahin 

erläutert, der Landesgesetzgeber habe in konkretisierender Weise bezüglich Eignung, 

Befähigung und fachlicher Leistung nach § 7 LBG NW auf das „Anciennitätenprinzip“ 

abgestellt, indem er im Hinblick auf die durch Gesetz bewirkte Überleitung der be- 

zeichneten Beamtenverhältnisse in die Vergütungsgruppe A 13 das Kriterium einer 

ununterbrochenen Dauerbeschäftigung in seinem - des beklagten Landes - Schuldienst 

und den damit erworbenen Erfahrungsvorsprung als ausschlaggebend erachtet habe.

Soll als Differenzierungskriterium der auf Grund längerer Beschäftigung erworbene 

Erfahrungsvorsprung ausschlaggebend sein, so kann es nicht allein auf die Einstellung 

zum Stichtag ankommen, sondern es bedarf auch einer Beschäftigung während der 

gesamten Folgezeit. Wenn der Landesgesetzgeber in der für die verbeamteten Lehrer 

geltenden Vorschrift der Ziff. 2 Abs. 1 Nr. 2 Überleitungsgesetz dies nicht ausdrücklich

- 8 -
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bestimmt hat, erklärt sich dies daraus, dass eine Unterbrechung auf Grund Befristun­

gen bei den verbeamteten Lehrern anders als bei den angestellten nicht möglich ist.

bb) Nach diesem Sinn und Zweck der Ziff. 2 Abs. 1 Nr. 2 des Überleitungsgeset- 19

zes erfüllt der als Kombinierer an einer Gesamtschule beschäftigte Kläger die mit der 

Stichtagsregelung geforderte Erfahrung.

(1) Ist für die Stichtagsregelung als Differenzierungskriterium der auf Grund be- 20

stimmter Beschäftigungsdauer erworbene Erfahrungsvorsprung ausschlaggebend,

kann allein die Unterbrechung des Arbeitsverhältnisses während der Sommerferien 

vom 3. Juli 1997 bis 17. August 1997 eine Erfüllung des Tatbestandes der Ziff. 2 Abs. 1 

Nr. 2 Überleitungsgesetz nicht hindern. Der Erfahrungsvorsprung des Klägers, den 

dieser auf Grund seiner Einstellung im Schuljahr 1994/1995 im Verhältnis zu einer da­

nach eingestellten Lehrkraft erworben hat, wird durch die rechtliche Unterbrechung des 

Arbeitsverhältnisses während der Sommerferien zwischen den Schuljahren 1996/1997 

und 1997/1998 nicht gemindert. Während dieser Zeit besteht für die Lehrkräfte keine 

Unterrichtsverpflichtung. Zwar dient die unterrichtsfreie Zeit der Weiterbildung und der 

Vorbereitung auf die Unterrichtsverpflichtungen im folgenden Schuljahr (BAG 19. Ok­

tober 2000 - 6 AZR 244/99 - ZTR 2001, 362, zu 12 c der Gründe). Dies gilt aber auch 

für den Kläger, der zum ersten Schultag des Schuljahres 1997/1998 eingestellt worden 

ist. Insoweit unterscheidet sich der Fall des Klägers von denen seiner Kollegen, deren 

Arbeitsverhältnisse während dieser Zeit rechtlich fortbestanden, nur dadurch, dass der 

Kläger das neue Schuljahr unentgeltlich vorbereitete.

(2) Unerheblich ist auch, dass der Kläger bis zum 2. Juli 1997 auf Grund befris- 21

teter Verträge für das beklagte Land tätig war und damit das Arbeitsverhältnis zwi­

schen diesen jeweils unterbrochen war. Will die „Stichtagsregelung“ dem Erfahrungs­

vorsprung länger beschäftigter Lehrer Rechnung tragen, so kommt es nur auf eine re­

levante tatsächliche Unterbrechung der Beschäftigung an, nicht aber auf eine lediglich 

formalrechtliche Unterbrechung.

(3) Unerheblich ist weiterhin, dass das beklagte Land nur 44 % der Lehrer an Ge- 22

samtschulen höhergruppieren wollte. Die Begrenzung auf eine Quote von 44 % war

zwar der Grund, eine Stichtagsregelung zu schaffen. Wer nach der Stichtagsregelung 

zum berechtigten Personenkreis gehört, ist aber allein anhand der Stichtagsregelung 

selbst zu bestimmen. Im Übrigen sind auf Grund der „Stichtagsregelung“ nach Anga-
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ben des beklagten Landes nur 37,5 % der Lehrer im Gesamtschulbereich einschließ­

lich der Beamten höhergruppiert worden.

(4) Soweit sich das beklagte Land zur Stützung seiner Rechtsansicht, die Unter- 23 

brechung vom 3. Juli 1997 bis 17. August 1997 schließe die Erfüllung der Stichtagsre­

gelung der Ziff. 2 Abs. 1 Nr. 2 Überleitungsgesetz aus, auf die Entscheidung des BAG

vom 19. Oktober 2000 (- 6AZR 244/99 - ZTR 2001, 362) stützt, lässt sich aus dieser 

die Rechtsansicht des beklagten Landes nicht herleiten. Die Entscheidung befasst sich 

allein mit der Auslegung des § 27 Abschn. A Abs. 6 BAT und dem Begriff des (arbeits­

freien) Werktags nach der Protokollnotiz Nr. 2 zu § 27 Abschn. A Abs. 6 BAT.

(5) Der Kläger ist nach alledem ab dem 1. Januar 2002 nach VergGr. Ila BAT zu 24

vergüten. Dies ist die richtlinienkonforme Vergütung des Klägers. Sein Anspruch darauf

ist nicht durch den Arbeitsvertrag vom 28. August 1997 abbedungen. Diesem kann 

keine eigenständige Vereinbarung einer richtlinienunterschreitenden Vergütung ent­

nommen werden. Dies macht auch das beklagte Land nicht geltend.

2. Der Zinsanspruch folgt aus §§ 288, 291 BGB. 25

II. Die Kostenentscheidung beruht auf § 91 Abs. 1 ZPO. 26

Bott Wolter Creutzfeldt

v. Dassel Rzadkowski
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